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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Tierversuchsgesetz ge­
ändert wird; Begutachtung 

Die Nö Landesregierung beehrt sich zum Entwurf eines Bundesge­

setzes, niit dem das Tierversuchsgesetz geändert wird, wie folgt 

Stellung zu nehmen: 

Die Nö Landesregierung begrÜßt die Bestrebungen, Tierversuche nur 

mehr dort zu gestatten, wo keine Alternativen zur Verfügung 

stehen und der angestrebte Versuchszweck absolut höherwertige 

Ziele verfolgt. Es wird jedoch zu bedenken gegeben, daß die beab­

sichtigte Lösung nur dann zu einer Verbesserung der gegenwärtigen 

Situation führen kann, wenn tatsächlich auch der dabei vorausge­

setzte volle Überblick über alle Tierversuche und deren Ergeb­

nisse sowie die erforderlichen Fachkenntnisse in den einzelnen 

Anwendungs- und Forschungsbereichen von Tierversuchen bei den 

Bewilligungsbehörden gegeben sind. So dürfte es aber gar nicht 

mehr möglich sein. die Tierversuche in sämtlichen Anwendungs­

bereichen zu überblicken, insbesondere auch dann, wenn die 

Erläuterungen sogar noch von einer BerückSichtigung der aus­

ländischen Ergebnisse ausgehen. Dieses Konzept dürfte daher einen 

weitaus höheren als den angegebenen Personalaufwand bedingen und 

auch in der Vollziehung zu einer Vielzahl von Problemen Anlaß 

geben. 
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lud t' Jl t' i n z e I lJ e n B e s t i fftlii U n gen : 

I. Zu Al'!. I Z. ](§ 3): 
---~_._--_._-- .- -_.----_ ... _---- - -------

Hier f~llt auf, daß die Voraussetzungen für die Erteilung der 

Bewilligung nahezu ident mit denen des bisherigen § 3 Abs. 

slnd. Weiter's enthält Abs. 2 explizit die Voraussetzungen, bei 

deren Vorliegen die Bewilligung erteilt werden muß. Abs . .3 hill-

gegen nennt explizit einen Umstand, der zur Versagung der Bewil-

ligung fUhrt. Implizit enthalten aber auch beide Absätze Versa­

gungs- bzw. Erteilungsgründe für die Bewilligung. Es sollte daher 

auch der implizite Inhalt dieser Absätze deutlich zum Ausdruck 

kommen. 

Vermißt wird ill dem vorliegenden Entwurf eine Regelung über die 

Angaben, die der Bewilligungswerber zu liefern hat. So bleibt 

offen, ob der Bewilligungswerber Angaben zum Vorliegen der im 

Abs. 3 genannten Umstände zu machen hat oder ob allein die 

Bewilligungsbehbrde diese Umstände prüft (für die letztere Vor­

gangsweise dürften die Erläuterungen zu § 8b Abs. 2 sprechen). 

VÖllig unklar ist dabei, wie der Bewilligungswerber gegebenen­

falls an diese Ergebnisse herankommen kann. Einer Einsicht in das 

vonl Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz zu führende 

Tierversuchsregister stehen die Zielsetzungen des Datenschutzes 

und der Amtsverschwiegenheit sowie der Wahrung der Betriebs­

geheimnisse entgegen. Es wird daher angeregt, ausdrücklich ejnen 

Katalog der vom Bewilligungswerber zu machenden Angaben in den 

Entwurf aufzunehmen. Andernfalls dürften die Bewilligungsver­

fahren nur mit großen Schwierigkeiten und einer unverhältnis­

mäßigen Verfahrensdauer sowie einem hohen Sachverständigenaufwand 

durchzuführen sein. Wie letztlich die Zugänglichkeit der Ergeb­

nisse von Tierversuchen für den Antrags~eller im Sinne des Ahs. 3 

geprüft werden soll, ist überhaupt nicht klar. 

2. Zu Art. I Z. 2 (§ 4): 

Die Formulierung des § 4 Abs. 1 erster und letzter Satz sowie die 

Erl~uterunge" hiezu lassen auf das Vorliegen einer Ermessensbe-
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s l i ifi III \l1l g S chI j e ß eIl. die ab e Y' we der mit d e 11 Z i eis e t z u n gen des 

Eilt w \ 1 r fes no c h mit d e !Ti Ge bot der Re eh t s s t a at I ich k e i t ver ein ba Y' 

seiH dü,fte. Es wird ddher die zwingende Formulierung dieser 

Bestimmung angeregt. 

Die Nichteinhaltung der bescheidmäßig vorgeschriebenen Bedingun­

gen und Auflagen steht darüber hinaus nicht unter Strafdrohung. 

Nach dem Entwurf könnte in so einem Fall nur die Bewilligung 

selbst widerrufen werden, wozu aber die Bewilligungsbehörde 

wiederum nicht verpflichtet wäre. 

3. Zu Art. I Z. 3 (§ 6 Abs. 1): 

Die Beantwortung der Frage, welche Tiere in der Entwicklungsreihe 

höher stehen und welche niederer, ist von vielen Faktoren abhän­

gig bzw. kann von sehr verschiedenen Gesichtspunkten aus betrach­

tet werden (Größe, Stärke, Intelligenz, Nutzen und Beziehungen 

für den Menschen, Vorkommen etc.). Wenngleich eine Präzisierung 

durch die Wortfolge "in der Entwicklungsreihe" herbeigeführt zu 

sein scheint, kann daraus keine für ein Gesetz hinreichend 

bestimmte Regelung abgeleitet werden. Es sollte daher der letzte 

Satz zusätzli~h präZisiert werden. Dazu kommt noch, daß durch § 6 

Abs. 1 auch der Tatbestand einer Verwaltungsübertretung umschrie­

ben wird (§ 9 Abs. 2 Z. 2), wobei aber das Verhalten für den Norm­

unterworfenen überhaupt nicht bestimmbar sein dürfte. 

Systematisch würde diese Regelung besser in § 3 ~assen, da dieses 

Kriterium bereits bei der Erteilung der Bewilligung von der Behör­

de zu beachten wäre. Darüber hinaus sehen nur die ersten Sätze 

eine Verhaltensregelung für den Inhaber der Bewilligung vor, 

während der letzte Satz auf Grund der normierten Bewilligungs­

pflicht sich ausschließlich an die Behörde richtet und daher 

nicht von der Strafbestimmung des § ~ Abs. 2 Z. 2 mitumfaßt 

werden dürfte. 
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'4. 0~_'~l t_~. __ L_ .~ _!._.ll ___ U_.LL~ 
Dip Verpflichtung zur Meldung der Ergebnisse der Tierversuche ist 

nicht hlnreichend konkretisiert. So könnte eine globale Informa­

till" tiber das Versuchsergebnis ebenso als ausreichend empfunden 

werden (insbesondere im Hinblick auf die schutzwUrdigen Interes­

sen des Bewilligungsinhabers) wie nur die Vorlage sämtlicher im 

Versuch gewonnener Daten. Problematisch erscheint dies, wenn die 

Verletzung dieser Verpflichtung mit Strafe bedroht wird (§ 9 Abs. 

3 Z. )). Weiters fällt auf, daß die hier genannten Daten, die 

erst nach Beendigung des Tierversuches dem zuständigen Bundes­

ministelium zu melden sind, bereits schon im Ansuchen um die Be­

\"lilligung bekannt gegeben werden mUßten. Der Zweck, die Zahl und 

Art der voraussichtlich verwendeten Versuchstiere stellen fUr die 

Beurteilung deI im § 3 Abs. 2 normierten Kriterien bzw. für die 

Erteilung der Bewilligung und die Vorschreibung von Bedingungen 

und Auflagen gemäß § 4 Abs. 1 bestimmende Größen dar. 

s. Z~_An_. I Z. 5 (§ 8 Abs. 1): 

§ 8 Abs. wirft die Frage auf, wie die Bezirksverwaltungsbehör-

den überhaupt Kenntnis von erteilten Bewilligungen nach diesem 

Gesetz erlangen sollen. Diese Kenntnis ist aber ihrerseits Voraus­

setzung, um dem Auftrag des § 8 Abs. 1 überhaupt entsprechen zu 

können. 

6. Zu Art. I Z. 7 (§ 8b): 

Nach § 7 Abs. 2 und 3 hat der Bewilligungsinhaber der Bewilli­

gungsbehörde die dort angeführten Meldungen zu erstatten, die 

Bewilligungsbehörde ihrerseits hat diese sodann gemäß § 8b Abs. 1 

dem Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz zu übermit­

teln. Weiters hat der Bewilligungswerber gemäß § 7 Abs. 4 direkt 

dem Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz Art und Anzahl 

der Versuchstiere bekanntzugeben, ohne daß die Bewilligungsbehör­

de hievon erfährt. Somit erhebt sich die Frage, zu welchem Zweck 

diese unterschiedliche Vorgangsweise normiert wurde, die für den 

Bewilligungsinhaber nicht einsehbar ist und ihn nur mit zusätz­

licher Arbeit belastet. Die Meldungen an die Bewilligungsbehörde 
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gt'rn;:jh § 7 Abs. 2 und 3 enthalten bereits alle Angaben, die nach 

§ 7 Abs. 4 nochmals an den Bundesminister für Gesundheit und 

Umwt-'ltschutz zu melden wären. 

Die sich aus § Sb Abs. 2 ergebende Vorgangsweise bei der Ertei­

lung der Bewilligung wird zu einem unökonomisch hohen Verwaltungs­

aufwand führen. Das Tierversuchsregister - wobei der Entwurf Aus­

sagen über Einsichtsmöglichkeiten und Geheimhaltungsverpflichtun­

gen vermissen läßt - soll allein beim Bundesminister für Gesund­

heit und Umweltschutz geführt werden und nur diesem zur Verfügung 

stehen. Die Bundesminister für Wissenschaft und Forschung und für 

Handel, Gewerbe und Industrie hätten demnach im Bewilligungsver­

fahren den Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz zu be­

fassen, der die Voraussetzungen des § 3 Abs. 3 zu prüfen hätte. 

Für den Bewilligungswerber würde demnach überhaupt erst im Zuge 

des Parteiengehbrs bekannt werden, daß bereits die von ihm ange­

strebten Versuchsergebnisse vorliegen und sein für die Versuchs­

konzeption allenfalls getätigter Aufwand umsonst war. Ob bei 

diesem Verfahren tatsächlich Datenschutz und Amtsverschwiegenheit 

gewahrt sind, wird bezweifelt, da im Bewilligungsverfahren dem 

Antragsteller sehr wohl die Ergebnisse anderer Tierversuche im 

Wege der Akteneinsicht und des Parteiengehörs bekanntgegeben 

werden müßten, wenn diese Tatsache zu einer Abweisung seines 

Antrages führen soll. 

Dem Präsidium des Nationalrates werden u.e. 25 Ausfertigungen 

dieser Stellungnahme übermittelt. 

Nö Landesregierung 

Lud w i g 

Landeshauptmann 
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LAD-VD-6303j9 

1. An das Präsidium des Nationalrates (25-fach) 
2. an alle vom Lande Nieder5sterreich entsendeten Mitglieder 

des Bundesrates 
3. an alle Ämter der Landesregierungen 

(zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 
4. an die Verbindungsstelle der Bundesländer 

zur gefälligen Kenntnisnahme 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung 

~R 

NÖ Landesregierung 
P rö 1 1 
Landeshauptmann-Stellvertreter 
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